
Bundesarbeitsgericht Urteil vom 11. Mai 2023 
Sechster Senat - 6 AZR 267/22 - 
 ECLI:DE:BAG:2023:110523.U.6AZR267.22.0 
  
I. Arbeitsgericht Düsseldorf Urteil vom 7. April 2021 

- 8 Ca 5469/20 - 
  
II. Landesarbeitsgericht Düsseldorf Urteil vom 22. Februar 2022 

- 8 Sa 414/21 - 
  
  

 

Entscheidungsstichworte:  
Betriebsteilübergang - Zuordnung der Arbeitnehmer 

Leitsatz: 
Die Zuordnung der von einem Betriebsteilübergang betroffenen Arbeitsver-
hältnisse zu dem übergehenden Betriebsteil erfolgt weder vor dem Über- 
gang noch rückblickend nach einem solchen gemäß den Grundsätzen der 
sozialen Auswahl. Sowohl die Richtlinie 2001/23/EG als auch § 613a BGB 
gewährleisten nur die Kontinuität der bereits zugeordneten Arbeitsverhält-
nisse. 
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BUNDESARBEITSGERICHT 

6 AZR 267/22 
8 Sa 414/21 
Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
11. Mai 2023 

URTEIL 
Schmidt-Brenner, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

gegen 

 

 

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter, 

 

 

 

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der Beratung vom 

11. Mai 2023 durch die Vorsitzende Richterin am Bundesarbeitsgericht Spelge, 

die Richter am Bundesarbeitsgericht Krumbiegel und Dr. Heinkel sowie die  

ehrenamtlichen Richter Brand und Kohout für Recht erkannt: 
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landesar-
beitsgerichts Düsseldorf vom 22. Februar 2022 - 8 Sa 
414/21 - wird auf ihre Kosten zurückgewiesen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten über den Fortbestand ihres Arbeitsverhältnisses. 

Die Klägerin war seit dem 6. April 1998 als Flugbegleiterin bei der 

Air Berlin PLC & Co. Luftverkehrs KG (im Folgenden Schuldnerin) mit Sitz in Ber-

lin beschäftigt. Diese Fluggesellschaft führte mit geleasten Flugzeugen neben 

dem eigenwirtschaftlichen Flugbetrieb auch noch Flüge im sog. Wet Lease für 

Unternehmen der Lufthansa-Gruppe, insbesondere für die Eurowings GmbH (im 

Folgenden Eurowings), durch. Die Schuldnerin stellte dabei die von ihr selbst ge-

leasten Flugzeuge (sog. Head Lease) Eurowings als weiterer Leasingnehmerin 

(sog. Sub Lease) mit Besatzung, Wartung und Versicherung zur Verfügung. Für 

ihren gesamten Flugbetrieb unterhielt die Schuldnerin Stationen an verschiede-

nen Flughäfen, ua. in Düsseldorf, dem Dienstort der Klägerin.  

Durch den „Tarifvertrag Personalvertretung (TVPV) für das Kabinenper-

sonal der Air Berlin PLC & Co. Luftverkehrs KG“ (im Folgenden TVPV) war bei 

der Schuldnerin gemäß § 117 Abs. 2 BetrVG für das Kabinenpersonal die Per-

sonalvertretung Kabine (im Folgenden PV Kabine) errichtet. § 74 TVPV regelt in 

Anlehnung an das Anhörungsverfahren des Betriebsrats in § 102 BetrVG die An-

hörung der PV Kabine vor Erklären einer Kündigung. Vergleichbares galt für den 

Bereich Cockpit und die dort errichtete Personalvertretung Cockpit (PV Cockpit). 

Für den Bereich Boden bestand ein Betriebsrat. 

Auf den Insolvenzantrag der Schuldnerin hin ordnete das zuständige In-

solvenzgericht zunächst die vorläufige Eigenverwaltung an und bestellte den Be-

klagten am 16. August 2017 zum vorläufigen Sachwalter. Am 12. Oktober 2017 
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unterzeichneten der Executive Director der persönlich haftenden Gesellschafte-

rin der Schuldnerin, der Generalbevollmächtigte der Schuldnerin und der Be-

klagte für die Schuldnerin eine Erklärung, wonach der Geschäftsbetrieb der 

Schuldnerin zum 31. Januar 2018 stillgelegt werden sollte. Am 24. Oktober 2017 

beschloss der vorläufige Gläubigerausschuss die vollständige Betriebseinstel-

lung zum 31. Januar 2018 und wies die vorläufige Eigenverwaltung an, die erfor-

derlichen Maßnahmen umzusetzen. 

Das Insolvenzgericht eröffnete mit Beschluss vom 1. November 2017 

das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Schuldnerin in Eigenverwaltung 

und bestellte den Beklagten zum Sachwalter. Dieser zeigte noch am gleichen 

Tag gemäß § 208 Abs. 1 Satz 2 InsO drohende Masseunzulänglichkeit an und 

stellte ua. die Klägerin von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung frei.  

Zum 31. Dezember 2017 wurde der Flugbetrieb eingestellt. Die für des-

sen Aufrechterhaltung erforderlichen Lizenzen und Genehmigungen erloschen 

mit Ablauf des 31. Januar 2018.  

Mit Beschluss vom 16. Januar 2018 hob das Insolvenzgericht die Eigen-

verwaltung auf, ordnete das (Regel-)Insolvenzverfahren an und bestimmte den 

Beklagten zum Insolvenzverwalter.  

Mit Schreiben vom 27. Januar 2018 kündigte der Beklagte das Arbeits-

verhältnis der Klägerin zum 30. April 2018. Im hiergegen gerichteten Kündi-

gungsschutzverfahren hat der Senat am 21. Januar 2021 ein Anerkenntnisurteil 

erlassen (- 6 AZR 689/19 -). Dem Anerkenntnis des Beklagten lag die zwischen-

zeitlich zu dem Personalabbau bei der Schuldnerin ergangene Rechtsprechung 

des Bundesarbeitsgerichts zugrunde. Danach war die Kündigung unwirksam, 

weil die nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KSchG erforderliche Massenentlassungsan-

zeige nicht ordnungsgemäß iSd. § 17 Abs. 3 KSchG erstattet worden war (vgl. 

zu Piloten: BAG 13. Februar 2020 - 6 AZR 146/19 - BAGE 169, 362; 27. Februar 

2020 - 8 AZR 215/19 - BAGE 170, 98; vgl. zu Flugbegleitern: BAG 14. Mai 2020 

- 6 AZR 235/19 - BAGE 170, 244). 

In Kenntnis der Ergebnisse der Verfahren - 6 AZR 146/19 - und - 8 AZR 

215/19 - sowie der hierzu jeweils am Tag der Urteilsverkündung veröffentlichten 
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Pressemitteilungen des Bundesarbeitsgerichts Nr. 7/20 und Nr. 11/20 leitete der 

Beklagte mit Schreiben vom 17. April 2020 ein neues Konsultationsverfahren 

(§ 17 Abs. 2 KSchG) gegenüber der PV Kabine ein. Er verwies dabei auf die „fort-

gesetzte Betriebsstilllegung aufgrund des ursprünglichen Stilllegungsbeschlus-

ses“ und legte den Stand der Stilllegung des Geschäftsbetriebs der Schuldnerin, 

insbesondere die vollständige Einstellung des Flugbetriebs, dar. Deswegen sei 

beabsichtigt, vorsorglich alle noch nicht rechtskräftig beendeten Arbeitsverhält-

nisse erneut zu kündigen. Im Bereich Kabine betreffe dies bezogen auf die Sta-

tion Düsseldorf 268, nach einer späteren Ergänzung 295 Beschäftigte. Eine So-

zialauswahl werde nicht erforderlich sein. Der Beklagte legte der Personalvertre-

tung eine Auflistung vor, aus der die Berufsgruppen bzw. Tätigkeiten der Be-

schäftigten, deren Geschlecht, Alter, Familienstand und Staatsangehörigkeit her-

vorgingen. In dieser Liste war das Alter der Klägerin mit 41 Jahren statt korrekt 

mit 44 Jahren angegeben. 

In der Folgezeit korrespondierten die PV Kabine und der Beklagte mehr-

fach miteinander. Dabei verlangte die PV Kabine ergänzende Informationen und 

stellte Nachfragen. Der Beklagte ergänzte seine Angaben und ging - aus Sicht 

der PV Kabine allerdings unzureichend - auf die Nachfragen ein. Am 2. Juli 2020 

fand zudem eine Telefonkonferenz statt.  

Der Beklagte legte der PV Kabine schließlich im Hinblick auf deren Fra-

gen zur „Klärung eines Betriebsteilübergangs“ mit Schreiben vom 27. Juli 2020 

noch eine Liste der in den einzelnen Stationen vormals im Wet Lease eingesetz-

ten Mitarbeiter vor und bot der PV Kabine eine abschließende ergebnisoffene 

Erörterung am 3. oder 4. August 2020 an. Nachdem diese hierauf nicht reagiert 

hatte, teilte ihr der Beklagte mit Schreiben vom 5. August 2020 mit, dass er „keine 

Möglichkeit der Wiedereröffnung des Geschäftsbetriebs der Schuldnerin in tat-

sächlicher Hinsicht“ sehe. Er habe sich daher entschlossen, die Kündigungen der 

noch nicht rechtskräftig beendeten Arbeitsverhältnisse zu wiederholen. Zudem 

erklärte er das Konsultationsverfahren für beendet. Dem widersprach die PV Ka-

bine. 
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Mit Schreiben vom 7. August 2020 hörte der Beklagte unter Wiederho-

lung seiner Absichten und ergänzender Bezugnahme auf die im Konsultations-

verfahren erteilten Auskünfte die PV Kabine zu der geplanten Kündigung aller 

Beschäftigten im Bereich Kabine an (§ 74 TVPV). Die Sozialdaten der Betroffe-

nen wurden in einer Anlage mitgeteilt. Mit Schreiben vom 13. August 2020 erwi-

derte die PV Kabine, sie sei insbesondere bezüglich eines möglichen Betriebs-

übergangs und der daraus folgenden Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten nicht 

ausreichend informiert worden. Im Hinblick darauf legte der Beklagte zur Klar-

stellung eine modifizierte Mitarbeiterliste vor. Die PV Kabine hielt im Schreiben 

vom 21. August 2020 an ihrer Position fest.  

Am 18. August 2020 erstattete der Beklagte bei der Agentur für Arbeit 

Düsseldorf auf dem von der Bundesagentur für Arbeit erstellten Formular eine 

Massenentlassungsanzeige bezüglich der Beschäftigten, welche von der Schuld-

nerin deren früherer Station Düsseldorf zugeordnet worden waren. Außerdem 

legte er der Anzeige ein Anschreiben bei, in welchem er die Gesamtsituation, den 

bisherigen Verlauf des Insolvenzverfahrens sowie die Gründe für die zu erklären-

den Kündigungen aller verbliebenen 358 Beschäftigten der Station Düsseldorf 

(davon Cockpit 64, Kabine 294) darstellte. In einer als Anlage der Massenentlas-

sungsanzeige beigefügten Liste teilte der Beklagte die Berufsgruppen und Sozi-

aldaten der Betroffenen mit. Hinsichtlich der Beteiligung der verschiedenen Per-

sonalvertretungen wurde der jeweilige Schriftverkehr im Konsultations- und An-

hörungsverfahren vorgelegt und das Ergebnis der Konsultationsverfahren, im 

Fall der PV Kabine unter Vorlage des Schreibens des Beklagten vom 5. August 

2020, mitgeteilt. Die Agentur für Arbeit Düsseldorf bestätigte mit Schreiben vom 

21. August 2020 den Eingang der vollständigen Massenentlassungsanzeige am 

19. August 2020. 

Mit Schreiben vom 27. August 2020 kündigte der Beklagte das Arbeits-

verhältnis mit der Klägerin nach § 113 InsO zum 30. November 2020. Hiergegen 

hat sich die Klägerin mit ihrer am 15. September 2020 beim Arbeitsgericht einge-

gangenen Kündigungsschutzklage gewandt. 
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Der Beklagte erklärte mit Schreiben vom 21. Oktober 2020 sowie vom 

28. Januar 2021 nach erneuter Beteiligung der PV Kabine und Erstattung weite-

rer Massenentlassungsanzeigen vorsorglich zwei weitere Kündigungen zum 

31. Januar 2021 bzw. 30. April 2021. Die Klägerin hat auch diese Kündigungen 

im vorliegenden Verfahren angegriffen. 

Sie hat bezüglich der Kündigung vom 27. August 2020 die Auffassung 

vertreten, diese sei wegen eines Teilbetriebsübergangs auf die Luftfahrtgesell-

schaft Walter mbH (im Folgenden LGW) erklärt worden und deshalb unwirksam. 

Die LGW habe an Stelle der Schuldnerin das Wet Lease für die Eurowings fort-

geführt. Der Beklagte hätte daher zumindest im Rahmen einer sozialen Auswahl 

entscheiden müssen, welche Arbeitnehmer dem Wet Lease zuzuordnen gewe-

sen wären. Bei ihr, der Klägerin, wäre dies der Fall gewesen. Die Unwirksamkeit 

der Kündigung folge weiterhin aus der inhaltlich fehlerhaften Massenentlas-

sungsanzeige, welche zudem bei einer unzuständigen Agentur für Arbeit erstattet 

worden sei. Sie gehe zwar davon aus, dass sie in der der Anzeige beigefügten 

Mitarbeiterliste unter Ziffer 266 genannt sei, da dies die einzige aufgeführte Flug-

begleiterin mit Wohnsitz A sei. Allerdings sei ihr Geburtsdatum falsch, so dass 

sie „streng genommen“ von der Massenentlassungsanzeige nicht nur falsch, son-

dern gar nicht erfasst sei. Der Beklagte sei zudem unzutreffend davon ausgegan-

gen, dass die vormalige Station in Düsseldorf nach wie vor der maßgebliche Be-

trieb sei. Nach Auflösung der Stationen dürfe nicht mehr auf die frühere betrieb-

liche Struktur, sondern müsse auf die im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung 

bestehende Struktur abgestellt werden. Die Massenentlassungsanzeige hätte 

sich auf alle verbliebenen Beschäftigten beziehen und bei der für den Unterneh-

menssitz in Berlin zuständigen Agentur für Arbeit eingereicht werden müssen. 

Die weiteren Kündigungen vom 21. Oktober 2020 und vom 28. Januar 2021 hält 

die Klägerin ebenfalls für unwirksam. 

Die Klägerin hat beantragt 

         1. festzustellen, dass das zwischen den Parteien beste-
hende Arbeitsverhältnis durch die Kündigung des Be-
klagten vom 27. August 2020 nicht mit Ablauf des 
30. November 2020 sein Ende gefunden hat; 
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 2. festzustellen, dass das zwischen den Parteien beste-
hende Arbeitsverhältnis durch die Kündigung des Be-
klagten vom 21. Oktober 2020 nicht mit Ablauf des 
31. Januar 2021 sein Ende gefunden hat; 

 3. festzustellen, dass das zwischen den Parteien beste-
hende Arbeitsverhältnis durch die Kündigung des Be-
klagten vom 28. Januar 2021 nicht mit Ablauf des 
30. April 2021 sein Ende gefunden hat.  

 
Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Die Kündigungen 

seien wegen der schon von der Schuldnerin beschlossenen und tatsächlich er-

folgten Stilllegung des Flugbetriebs sozial gerechtfertigt. Nach dem Urteil des 

Bundesarbeitsgerichts vom 14. Mai 2020 (- 6 AZR 235/19 - BAGE 170, 244) 

habe weder ein Teilbetriebsübergang auf die LGW stattgefunden noch sei eine 

soziale Auswahl erforderlich gewesen. Die Massenentlassung sei ordnungsge-

mäß gegenüber der zuständigen Agentur für Arbeit angezeigt worden. Die Ab-

weichung aufgrund der Angabe des Lebensalters der Klägerin mit 41 Jahren statt 

zutreffend mit 44 Jahren sei unerheblich und habe die Vermittlungsbemühungen 

der Agentur für Arbeit nicht beeinflusst. Zudem führe das Fehlen der sog. Soll-

Angaben nach der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 19. Mai 2022 

(- 2 AZR 467/21 -) nicht zur Unwirksamkeit der Kündigung. Das Gleiche müsse 

dann auch bei fehlerhaften Soll-Angaben gelten. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat die hiergegen gerichtete Berufung der Klägerin zurückgewiesen und die Re-

vision zugelassen. Mit dieser verfolgt die Klägerin ihre Klageanträge weiter. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat die 

Berufung der Klägerin gegen das klageabweisende Urteil des Arbeitsgerichts zu 

Recht zurückgewiesen. Die Kündigung vom 27. August 2020 ist wirksam. Die 

- wie bereits die Vorinstanzen zutreffend erkannt haben - nur für den Fall des 

Obsiegens mit dem Hauptantrag gestellten, auf die Kündigungen vom 21. Okto- 
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ber 2020 sowie 28. Januar 2021 bezogenen Hilfsanträge (vgl. zur Auslegung als 

Haupt- und Hilfsantrag BAG 20. Mai 2021 - 2 AZR 596/20 - Rn. 38, BAGE 175, 

94) fielen dem Senat demzufolge nicht zur Entscheidung an. 

I. Der die Kündigung vom 27. August 2020 betreffende (Haupt-)Antrag ist 

zulässig, aber unbegründet. Diese Kündigung hat das Arbeitsverhältnis der Par-

teien zum 30. November 2020 aufgelöst. 

1. Die Kündigung, bei der es sich nicht um eine unzulässige Wiederho-

lungskündigung handelt (dazu BAG 8. November 2022 - 6 AZR 15/22 - Rn. 37), 

ist wegen der bereits zum 31. Dezember 2017 erfolgten Stilllegung des Flugbe-

triebs durch dringende betriebliche Erfordernisse iSv. § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG 

gerechtfertigt. 

a) Dabei hat der Beklagte in zulässiger Weise das von der Schuldnerin be-

reits 2017 beschlossene Stilllegungskonzept umgesetzt. Dies hat der Senat be-

züglich der Kündigungen vom Januar 2018 bereits entschieden und dabei klar-

gestellt, dass es zu keinem Betriebs(teil)übergang iSv. § 613a Abs. 1 BGB auf 

die LGW gekommen ist (vgl. BAG 14. Mai 2020 - 6 AZR 235/19 - Rn. 57 ff., 89 ff., 

BAGE 170, 244). 

b) Für die streitgegenständliche Kündigung gilt nichts Anderes. Der Be-

klagte hat sich nach seinem Vortrag und ausweislich der Schreiben an die PV Ka-

bine unverändert die Stilllegungsentscheidung der Schuldnerin zu eigen gemacht 

und auf dieser Grundlage im Jahr 2020 lediglich Nachkündigungen erklärt. Diese 

waren zur Umsetzung der unternehmerischen Entscheidung notwendig gewor-

den, weil die ersten Kündigungen aus formalen Gründen unwirksam waren. Das 

hat der Senat in einem Parallelverfahren bereits entschieden (BAG 8. November 

2022 - 6 AZR 15/22 - Rn. 32 ff.). Die Einstellung des Flugbetriebs hat damit das 

Beschäftigungsbedürfnis für das Kabinenpersonal, dem die Klägerin angehörte, 

endgültig entfallen lassen. Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten sind nicht ersicht-

lich. 
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2. Die Kündigung scheitert nicht an einer fehlerhaften Sozialauswahl nach 

§ 1 Abs. 3 Satz 1 KSchG. In Folge der Betriebsstilllegung wurden keine Flugbe-

gleiterinnen mehr beschäftigt, so dass sich eine Sozialauswahl erübrigte. Der Be-

klagte ist entgegen der Auffassung der Revision auch nicht gehalten gewesen, 

unter Anwendung der in § 1 Abs. 3 Satz 1 KSchG enthaltenen Grundsätze der 

sozialen Auswahl diejenigen Beschäftigten zu bestimmen, die dem Wet Lease 

zuzuordnen sind. Unabhängig davon, dass es mangels Zuordnung von fliegen-

dem Personal zu keinem Betriebs(teil)übergang auf die LGW hinsichtlich der im 

Wet Lease eingesetzten Beschäftigten gekommen ist (dazu BAG 14. Mai 2020 

- 6 AZR 235/19 - Rn. 75 ff., BAGE 170, 244), kann eine übergangsfähige wirt-

schaftliche Einheit nicht dadurch geschaffen werden, dass die mangelnde Zuord-

barkeit durch eine betriebsbezogene Sozialauswahl substituiert wird. § 613a 

BGB ist anders als § 1 Abs. 3 KSchG kein Sozialschutz, der sicherstellen soll, 

dass die Kündigung gegenüber dem Arbeitnehmer erfolgt, den sie am wenigsten 

belastet (Schubert ZESAR 2019, 153, 157). Sowohl die Richtlinie 2001/23/EG als 

auch § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB wollen nur die Kontinuität der einer wirtschaftli-

chen Einheit bereits zugeordneten Arbeitsverhältnisse gewährleisten (EuGH 

13. Juni 2019 - C-664/17 - [Ellinika Nafpigeia] Rn. 41; 6. März 2014 - C-458/12 - 

[Amatori ua.] Rn. 51; grundlegend EuGH 18. März 1986 - 24/85 - [Spijkers] 

Rn. 11; vgl. auch EuGH 12. Februar 2009 - C-466/07 - [Klarenberg] Rn. 51; BAG 

14. Mai 2020 - 6 AZR 235/19 - Rn. 80, aaO). Darum können die bei einem Be-

triebsteilübergang auf den Erwerber übergehenden Arbeitnehmer nicht nach den 

Grundsätzen der Sozialauswahl, die unter allen Arbeitnehmern des bisherigen 

Betriebs durchzuführen wäre, ermittelt werden. Erst recht kann die Zuordnung 

nicht durch eine erst nach dem Betriebsübergang durchzuführende „nachträgli-

che“ Sozialauswahl erfolgen. Vielmehr gehen die dem Betriebsteil zugeordneten 

Arbeitsverhältnisse ipso iure auf den Erwerber über. Diese Arbeitnehmer sind 

damit aus dem die Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG begrenzenden „Rest-

betrieb“ ausgeschieden (vgl. BAG 14. Mai 2020 - 6 AZR 235/19 - Rn. 80 mwN, 

aaO; 27. Februar 2020 - 8 AZR 215/19 - Rn. 157, BAGE 170, 98; aA noch BAG 

21. Mai 2015 - 8 AZR 409/13 - Rn. 57 ff. mwN). 
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3. Die Kündigung vom 27. August 2020 ist Teil einer anzeigepflichtigen 

Massenentlassung iSv. § 17 Abs. 1 KSchG. Der Beklagte hat zu Recht dieses 

Verfahren bezogen auf die Station Düsseldorf durchgeführt. 

a) Das in § 17 KSchG geregelte Verfahren bei Massenentlassungen ver-

langt vom Arbeitgeber die in Abs. 2 normierte Konsultation der zuständigen Ar-

beitnehmervertretung (idR des Betriebsrats) einerseits und die in Abs. 1 und 

Abs. 3 geregelte Anzeige gegenüber der zuständigen Agentur für Arbeit anderer-

seits. Beide Pflichten sind auch vor einer Betriebsstilllegung zu erfüllen (vgl. BAG 

13. Februar 2020 - 6 AZR 146/19 - Rn. 30 mwN, BAGE 169, 362; 13. Juni 2019 

- 6 AZR 459/18 - Rn. 40, BAGE 167, 102). Dies gilt ebenso bei Nachkündigun-

gen (BAG 8. November 2022 - 6 AZR 15/22 - Rn. 44). 

b) Der Beklagte hat vorliegend eine nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KSchG 

anzeigepflichtige Massenentlassung beabsichtigt. Als Betrieb iSv. § 17 Abs. 1 

KSchG, dessen Verständnis wegen Art. 1 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i der Richtli-

nie 98/59/EG (sog. Massenentlassungsrichtlinie, im Folgenden MERL) unions-

rechtlich determiniert ist, ist dabei entgegen der Auffassung der Revision die frü-

here Station Düsseldorf anzusehen. Von den ehemals knapp 360 Beschäftigten, 

welche dieser Station zugeordnet und deren Arbeitsverhältnisse noch nicht  

beendet waren, sollten alle nahezu zeitgleich entlassen werden, soweit nicht be-

hördliche Zustimmungsverfahren zu durchlaufen waren. Der Schwellenwert des 

§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KSchG ist damit bezogen auf den Zeitraum von 30 Ka-

lendertagen überschritten. 

aa) Bezogen auf die im November 2017 und Januar 2018 erklärten Kündi-

gungen hat das Bundesarbeitsgericht entschieden, dass die Station der Schuld-

nerin am Flughafen Düsseldorf für das dorthin zugeordnete Personal den Betrieb 

iSd. MERL und damit des § 17 KSchG darstellte (BAG 14. Mai 2020 - 6 AZR 

235/19 - Rn. 114 ff., BAGE 170, 244; 13. Februar 2020 - 6 AZR 146/19 - 

Rn. 36 ff., BAGE 169, 362; zur Station Köln vgl. BAG 27. Februar 2020 - 8 AZR 

215/19 - Rn. 173 ff., BAGE 170, 98; kritisch Moll RdA 2021, 49, 52). 
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bb) Gleiches gilt auch bezüglich der Nachkündigungen, welche wegen der 

Unwirksamkeit der ersten Kündigungen erklärt wurden. Dabei ist ohne Belang, 

dass die Station Düsseldorf ebenso wie die anderen Stationen als „unterscheid-

bare Einheit“ im Zeitpunkt des Kündigungszugangs im August 2020 nicht mehr 

existierte. Entscheidend ist, dass die Beschäftigten der vormaligen Station Düs-

seldorf bis dahin keiner anderen Organisationseinheit zugeordnet worden waren. 

Für das fliegende Personal, welches nicht in der Zentrale in Berlin mit Abwick-

lungsarbeiten betraut wurde, verblieb es daher formell bei der zuletzt maßgebli-

chen Stationszugehörigkeit, auch wenn es überwiegend schon zum 1. November 

2017 freigestellt worden war. Ein organisatorischer Bezug zum Unternehmens-

sitz in Berlin wurde für diese Beschäftigtengruppe nicht mehr begründet. Damit 

blieb auch der örtliche Kontext zu Düsseldorf gewahrt. Die durch die Schließung 

der Station in Düsseldorf ausgelöste Massenentlassung hat nach der Konzeption 

der MERL und des § 17 Abs. 1 KSchG auch nach der Betriebsstilllegung allein 

dort ihre sozioökonomischen Auswirkungen, so dass das Massenentlassungs-

verfahren nach wie vor in der aufgelösten Struktur durchzuführen war. Das hat 

der Senat bereits entschieden (BAG 8. November 2022 - 6 AZR 16/22 - Rn. 43) 

und hält daran ungeachtet der gegen diese Entscheidung erhobenen Verfas-

sungsbeschwerde (- AR 980/23 -) fest. Einer Vorlage an den Gerichtshof der 

Europäischen Union bedarf es auch im vorliegenden Verfahren nicht. Der Be-

triebsbegriff der MERL ist durch dessen Rechtsprechung hinreichend geklärt (vgl. 

die Nachweise bei BAG 13. Februar 2020 - 6 AZR 146/19 - Rn. 33, BAGE 169, 

362; die dagegen eingelegte Verfassungsbeschwerde wurde nicht zur Entschei-

dung angenommen, BVerfG 5. Januar 2021 - 1 BvR 1771/20 ua. -). Die Unter-

ordnung des Sachverhalts unter diesen Betriebsbegriff ist Sache der nationalen 

Gerichte (EuGH 13. Mai 2015 - C-182/13 - [Lyttle ua.] Rn. 52; 30. April 2015 

- C-80/14 - [USDAW und Wilson] Rn. 70). 

4. Der Beklagte hat das Konsultationsverfahren wirksam durchgeführt. Er 

hat es gegenüber der auf tarifvertraglicher Grundlage gebildeten PV Kabine als 

zuständiger Arbeitnehmervertretung ordnungsgemäß am 17. April 2020 eingelei-

tet und dieser die nach § 17 Abs. 2 Satz 1 KSchG erforderlichen Informationen 

erteilt. Der Beklagte hat mit der PV Kabine ausreichend gemäß § 17 Abs. 2 
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Satz 2 KSchG beraten und durfte die Konsultation mit dem Schreiben vom 5. Au-

gust 2020 beenden. Das hat das Landesarbeitsgericht zutreffend entschieden. 

Fehler im Konsultationsverfahren hat auch die Klägerin auf das Vorbringen des 

Beklagten hin nicht substantiiert gerügt. 

5. Die Kündigung ist nicht gemäß § 17 Abs. 3 KSchG iVm. § 134 BGB un-

wirksam. Die Massenentlassungsanzeige vom 18. August 2020 wurde vor Erklä-

rung der streitgegenständlichen Kündigung ordnungsgemäß bei der zuständigen 

Agentur für Arbeit Düsseldorf erstattet. 

a) Der nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KSchG maßgebliche Betrieb befand sich in 

Düsseldorf (vorstehend unter Rn. 28, 30). Demnach war die Agentur für Arbeit 

Düsseldorf für das auf die Station Düsseldorf bezogene Anzeigeverfahren nach 

§ 17 Abs. 3 KSchG zuständig. Die weitergehenden Rügen der Revision sind un-

begründet. 

aa) Die Revision missversteht die Entscheidung des Zweiten Senats des 

Bundesarbeitsgerichts vom 22. September 2016 (- 2 AZR 276/16 - BAGE 157, 

1). Aus ihr folgt nicht, dass die Anzeige nach Auflösung der Betriebsstruktur bei 

einer Nachkündigung nicht mehr bei der für den früheren Betriebssitz zuständi-

gen Agentur für Arbeit erstattet werden dürfe. Vielmehr hat der Zweite Senat es 

lediglich gebilligt, wenn aus Gründen der Absicherung identische Anzeigen bei 

mehreren in Betracht kommenden Agenturen erstattet werden. Das hat der Senat 

bereits entschieden (BAG 8. November 2022 - 6 AZR 15/22 - Rn. 70; vgl. auch 

schon BAG 14. Mai 2020 - 6 AZR 235/19 - Rn. 125, BAGE 170, 244). 

bb) Hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit trifft § 17 KSchG selbst keine aus-

drückliche Regelung. Aus dem Zweck des Anzeigeverfahrens folgt aber, dass die 

Anzeige bei der Agentur für Arbeit zu erstatten ist, bei der es zu den innerhalb 

der Sperrfrist zu bewältigenden sozioökonomischen Auswirkungen kommt (vgl. 

EuGH 27. Januar 2005 - C-188/03 - [Junk] Rn. 47 f.). Diese treten nach der Vor-

stellung der MERL typischerweise am Sitz des Betriebs auf, dessen örtliche Ge-

meinschaft von der Massenentlassung betroffen ist. Dort bzw. in dessen räumli-

cher Nähe wohnen die Arbeitnehmer, melden sich arbeitsuchend und würden 
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den Arbeitsmarkt und damit auch die sozialen Verhältnisse belasten (BAG 

13. Februar 2020 - 6 AZR 146/19 - Rn. 78, BAGE 169, 362). Für die durch die 

Massenentlassung verursachten Vermittlungsbemühungen macht es keinen Un-

terschied, ob der Betrieb noch existiert oder vollständig stillgelegt wurde. Ent-

scheidend ist, dass der zuständigen Behörde iSv. Art. 4 Abs. 2 der MERL ermög-

licht wird, nach Lösungen für die durch die beabsichtigten Massenentlassungen 

aufgeworfenen Probleme zu suchen, also die besonderen sozioökonomischen 

Auswirkungen zu bewältigen, die solche Entlassungen in einem bestimmten ört-

lichen Kontext und einer bestimmten sozialen Umgebung hervorrufen können 

(vgl. EuGH 13. Mai 2015 - C-182/13 - [Lyttle ua.] Rn. 32; 15. Februar 2007 

- C-270/05 - [Athinaïki Chartopoiïa] Rn. 28; BAG 19. Mai 2022 - 2 AZR 467/21 - 

Rn. 23). 

b) Die Anzeige vom 18. August 2020 enthält die nach § 17 Abs. 3 Satz 3 

KSchG erforderlichen Angaben bezüglich des Konsultationsverfahrens mit der 

PV Kabine. Sie beinhaltet auch die nach § 17 Abs. 3 Satz 4 KSchG erforderli-

chen Angaben und stellt dabei aus den genannten Gründen zutreffend auf die 

vormalige Station Düsseldorf ab (BAG 8. November 2022 - 6 AZR 15/22 - 

Rn. 73 ff., 77). Das ist zwischen den Parteien nicht streitig. 

c) Der Beklagte hat im Rahmen der Mitteilung der Sozialdaten auch die sog. 

Soll-Angaben nach § 17 Abs. 3 Satz 5 KSchG gemacht. Dass er dabei das Le-

bensalter der Klägerin falsch angegeben hat, führt nicht zur Unwirksamkeit der 

Massenentlassungsanzeige. 

aa) Entsprechend der den Senat bindenden (§ 559 Abs. 2 ZPO) Feststellun-

gen des Landesarbeitsgerichts hat der Beklagte die Klägerin in der als Anlage 2 

der Massenentlassungsanzeige beigefügten Mitarbeiterliste unter der Ziffer 266 

als zu entlassende Mitarbeiterin genannt, ihr Geburtsdatum aber falsch angege-

ben. Davon geht auch die Klägerin selbst aus. Sie schlussfolgert dies daraus, 

dass die dort aufgeführte Flugbegleiterin die einzige mit Wohnsitz in A, ihrem 

Wohnsitz, ist. Soweit die Revision vorbringt, die falsche Altersangabe führe dazu, 

dass die Klägerin „streng genommen“ von der Anzeige gar nicht erfasst sei, bringt 

sie damit nur zum Ausdruck, dass fehlerhafte Soll-Angaben hinsichtlich ihrer 
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Rechtsfolgen für die Wirksamkeit der Anzeige wie eine unterbliebene Anzeige zu 

behandeln seien. 

bb) Die fehlerhafte Angabe des Lebensalters der Klägerin berührt im vorlie-

genden Fall nicht die Wirksamkeit der Massenentlassungsanzeige. 

(1) Die Anzeigepflicht dient arbeitsmarktpolitischen Zwecken. Sie soll es der 

Agentur für Arbeit ermöglichen, durch geeignete Maßnahmen Belastungen des 

Arbeitsmarkts zu vermeiden oder zumindest zu verzögern, die Folgen der Ent-

lassungen für die Betroffenen zu mildern und für deren anderweitige Beschäfti-

gung zu sorgen (vgl. EuGH 27. Januar 2005 - C-188/03 - [Junk] Rn. 47; vgl. auch 

die Schlussanträge des Generalanwalts Pikamäe vom 30. März 2023  

- C-134/22 - Rn. 34; ebenso BAG 14. Mai 2020 - 6 AZR 235/19 - Rn. 133, 

BAGE 170, 244; 13. Februar 2020 - 6 AZR 146/19 - Rn. 75, BAGE 169, 362; 

13. Juni 2019 - 6 AZR 459/18 - Rn. 28, BAGE 167, 102; 22. September 2016 

- 2 AZR 276/16 - Rn. 24, BAGE 157, 1; 20. Januar 2016 - 6 AZR 601/14 - 

Rn. 27, BAGE 154, 53). Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europä-

ischen Union betrifft die MERL die sozioökonomischen Auswirkungen, die Mas-

senentlassungen in einem bestimmten örtlichen Kontext und einer bestimmten 

sozialen Umgebung hervorrufen können. Diese sollen aufgefangen werden, in-

dem der Arbeitgeber nicht nur Arbeitnehmervertreter konsultiert, sondern auch 

die zuständige Behörde unterrichtet, bevor er die betroffenen Arbeitnehmer ent-

lässt (vgl. EuGH 13. Mai 2015 - C-182/13 - [Lyttle ua.] Rn. 32; 15. Februar 2007 

- C-270/05 - [Athinaïki Chartopoiïa] Rn. 28). 

(2) Das Fehlen der Sollangaben nach § 17 Abs. 3 Satz 5 KSchG führt nicht 

zur Unwirksamkeit der Massenentlassungsanzeige und damit nicht zur Unwirk-

samkeit der Kündigung (BAG 19. Mai 2022 - 2 AZR 467/21 - Rn. 13 ff., 19 ff.). 

Gleiches muss dann auch für fehlerhafte Soll-Angaben gelten. 

(3) Unabhängig davon ist im vorliegenden Fall die fehlerhafte Angabe des 

Lebensalters der Klägerin marginal. Für die Vermittlungsbemühungen der Agen-

tur für Arbeit ist es nicht von Relevanz, ob die zu vermittelnde Person 41 oder 

44 Jahre alt ist. Der Altersunterschied ist nicht so erheblich, als dass er sich 
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vor dem Hintergrund des dargestellten Zwecks der Anzeigepflicht auf die Ab- 

gangschance aus Arbeitslosigkeit und damit auf die von der Agentur für Arbeit 

ins Auge zu fassenden Maßnahmen auswirken könnte. So unterscheidet auch 

die Bundesagentur für Arbeit in ihren Statistiken (zB Monatsberichte, Berichte: 

Analyse Arbeitsmarkt - Chancen und Risiken am Arbeitsmarkt nach Personen-

gruppen) idR zwischen den Altersgruppen der unter 25-Jährigen, der 25- bis  

55-Jährigen und der über 55-Jährigen. 

6. Die Kündigung scheitert schließlich nicht an einer fehlerhaften Anhörung 

der PV Kabine (§ 74 TVPV) vor Erklärung der Kündigung (vgl. dazu BAG 8. No-

vember 2022 - 6 AZR 15/22 - Rn. 84 f.). Die Revision hat die zutreffenden Aus-

führungen des Landesarbeitsgerichts, wonach die von der Klägerin gerügten 

Fehler nur die erneute Anhörung vor Erklärung der Kündigung vom 21. Oktober 

2020 betrafen, nicht angegriffen. 

II. Die Klägerin hat die Kosten ihrer erfolglosen Revision zu tragen (§ 97 

Abs. 1 ZPO). 

 Spelge  Krumbiegel  Heinkel  

  Brand  Kohout   
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